
 
MANIFEST  
   
Solidarisch für den öffentlichen Dienst - gegen den Abbau des Service public! 
 
 
Die Gewerkschaften, Berufs- und Personalverbände des Service public 
 
stellen fest, 
dass sich das Schweizer Volk am 16. Mai mit der Ablehnung des Steuerpaketes deutlich zu einem leis-
tungsfähigen öffentlichen Dienst bekannt hat. 

 
Die Bürgerinnen und Bürger wollen einen qualitativ hoch stehenden Service public für alle und sind bereit, 
dafür auf Steuergeschenke zu verzichten. Sie lehnen die fortgesetzte Abbaupolitik im öffentlichen Dienst 
und im Service public ab. Dennoch zeigt sich nun die Politik vom klaren Volksentscheid unberührt. Mit den 
geplanten Abbaumassnahmen droht eine Aushöhlung der öffentlichen Dienste. 

 
 
verurteilen  
die von Bund, Kantonen und Gemeinden geplanten Abbauprogramme im Umfang von über 
9 Mia Franken. 

 
Sie treffen lebenswichtige Bereiche der Gesundheitsversorgung, der Bildung, des Sozialwesens, des öffentlichen 
Verkehrs sowie der inneren und äusseren Sicherheit. Sie führen zu schlechterer Versorgung, benachteiligen Fami-
lien, Kranke, Alte und Normalverdienende, verstärken die Ausgrenzung sozial Schwacher und gefährden die 
Chancengleichheit.  
Der vorgesehene Abbau von rund 20’000 Arbeitsplätzen verschlechtert nicht nur die Arbeitsbedingungen 
des öffentlichen Personals. Er belastet den angespannten Arbeitsmarkt insgesamt und bringt Leistungs-
abbau. Zusätzlich gefährdet er die Unabhängigkeit des öffentlichen Dienstes. 

 
 
setzen sich ein  
für das Recht der Bevölkerung auf einen qualitativ einwandfreien Service public. 
 

Öffentliche Dienstleistungen tragen in vielfältiger Weise zur Lebensqualität der Menschen bei . Sie unter-
stützen eine nachhaltige Entwicklung, verhindern Ausgrenzung , festigen den sozialen und interregionalen 
Zusammenhalt, schaffen und sichern Arbeitsplätze - auch in Randregionen . Ein guter Service public ist 
zudem ein entscheidender Faktor für den Wirtschaftsstandort Schweiz. 
 
Der Staat muss deshalb  den Service public garantieren bzw. die Versorgung der Bevölkerung mit unver-
zichtbaren Gütern und Dienstleistungen sicherstellen. Dazu gehören die Bereiche Gesundheit, Bildung, 
soziale Sicherung, Transport, Elektrizität, Gas, Wasser, Kommunikation, Umweltschutz, innere und äusse-
re Sicherheit, Kultur- und Freizeiteinrichtungen.  
 
Der Staat hat zu gewährleisten, dass  die Leistungen des Service public flächendeckend, sicher, umwelt-
verträglich, demokratisch kontrolliert, identitätsstiftend, bürgernah, diskriminierungsfrei,  qualitativ hochwer-
tig und zu erschwinglichen Preisen erbracht werden. 
 
 

rufen dazu auf, 
- für einen leistungsfähigen Service public einzustehen und die Politik der  

leeren Kassen und des Kaputtsparens zu stoppen; 
- der Verschlechterung der Arbeitsbedingungen des öffentlichen Personals Einhalt zu gebieten;  
- die geplanten Abbauprogramme von über 9 Mia Franken umgehend zurückzunehmen und statt-

dessen im Interesse der Bevölkerung in die Qualität der öffentlichen Dienste zu investieren; 
- gemeinsam am Protesttag vom 23. September gegen den Abbau des Service public zu mobilisieren. 

 
 



 
Die unterzeichnenden Verbände 
 
garaNto (Die Gewerkschaft des Zoll- und Grenzwachtpersonals), Gewerkschaft Kommunikation, LCH (Dach-
verband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer), PVB (Personalverband des Bundes), SBK (Schweizer Berufs-
verband der Pflegefachfrauen und –männer), SBS (Schweizerischer Berufsverband Soziale Arbeit), SER 
(Syndicat des enseignants romands), SEV (Schweizerischer Eisenbahn- und Verkehrspersonalverband), 
Syna (Syna – die Gewerkschaft), transfair (christliche Gewerkschaft Service public und Dienstleistungen 
Schweiz), vpod (Verband des Personals öffentlicher Dienste), VSAO (Verband Schweizerischer Assistenz- 
und Oberärztinnen und –ärzte), VSPB (Verband Schweizerischer Polizeibeamter), ZV (Zentralverband Staats- 
und Gemeindepersonal Schweiz)  
 
lancieren mit dem Aktions- und Protesttag vom 23. September eine gemeinsame Kampagne, um die 
Demontage des Service public zu verhindern. 
 
 
 


